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Das Blatt erſchemt nach Bes * + 2 Zu beziehen durch alle Poſi⸗ 
darf, im allgemeinen monat» 4 anſtalten und durch die 
lich zweimal, zum Preiſe 7 Expedition des Blattes 
Berlin WS, Mauerſtraße 44. 
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Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Der Bezugspreis für das Vierteljahr Oktober — Dezember beträgt 2 RM freibleibend. 


Ur. 24. Berlin, Hounabend, den 11. Dezember 1926. 26. Jahrgang 


Anhalt: 
J. Perſönliche Angelegenheiten: S. 337. 


III. Handelsangelegenheiten: 1. Handelsverkehr: Erl. d. M. f. H. u. d. M.d J. vom 23. November 1926 
Nr. III 10805, IIb — M. f. H., II E 696 M. d. J., betr. Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetz über 
den Verkehr mit unedlen Metallen vom 23. Jult 1926 (RG Bl. | S. 415) ©. 337. — 2. Eichweſen: 
Prüfungsordnung für die Beförderung zum Obereichmeiſter S. 340. — 3. Son ſtige Angelegen⸗ 
heiten: Erl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 26. November 1926 Nr. III 10745, 16 2484 M. f. H., 
II G 1989 M. d. J., betr. Ungültigkeitserklärung von verlorengegangenen und zurückgezogenen Spreugſtoff—⸗ 
Erlaubnisſcheinen S. 344. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten: Dampfkeſſelweſen: Erl. d. M. f. H. vom 26. November 1926 
Nr. III 11147, 10 2569/26, betr. ſchmiedeeiſerne Kondenswaſſer⸗Rückleiter S. 344. — 2. Arbeiter⸗ 
ſchutz und Wohlfahrtspflege: Erl. d. M. f. H. vom 9. November 1926 Nr. III 10690, betr. 
Errichtung eines Fachausſchuſſes für die Herſtellung von Papierſpielwaren, Karneval⸗ und Kotillon⸗ 
artikeln in dem Regierungsbezirk Merſeburg S. 345. Erl. d. M. f. H. vom 10. November 1926 
Nr. IV 16231, betr. Einrichtung einer Altersverſicherung durch die Handwerkskammer S. 345. Erl. 
d. M. f. H. vom 12. November 1926 Nr. III 11186, betr. Tagegelder und Fahrkoſten der Mitglieder 
des Hauptbetriebsrats S. 346. — 3. Gewerbeaufſicht: Erl. d. M. f. H. vom 16. November 1926 
Nr. III 10 709, betr. Jahresberichte der Gewerbeaufſichtsbeamten S. 847. 


V. Gemerbliche Anterrichtsangelegenheiten: Berufsſchulen: Erl. d. M. f. H. vom 16. November 1926 
Nr. IV 17257, betr. Ausbildung von Gewerbelehrern (-lehrerinnen) für Berufsſchulen S. 348. 


VI. Nichtamtliches: Bücherſchau S. 351. 


I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Gewerbeaſſeſſor Preuſchoft iſt zum Der Lehrer Dipl.⸗Ing. Otto Koch in 
1. Dezember d. J. nach Düſſeldorf verſetzt Hildesheim iſt zum Studienrat an der 
und dem Gewerbeaufſichtsamt daſelbſt als Staatl. Baugewerkſchule in Hildesheim er— 
Hilfsarbeiter überwieſen worden. nannt worden. 5 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 


Erl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 23. November 1926 Nr. III 10305, IIb — M. f. H., 
IE 696 M. d. J., betr. Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetz über den Verkehr mit 
unedlen Metallen vom 23. Juli 1926 (RG Bl. 1 S. 415). 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 1t. Auguſt d. J. — III 7813/Ib — M. f. 
IIE 502 M. d. J. —, betreffend den Verkehr mit unedlen Metallen. e 


. Die am heutigen Tage von uns erlaſſenen, in einem Abdruck beigefügten Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zu dem Geſetz über den Verkehr mit unedlen Metallen vom 


23. Juli 1926 (RGS . f 5 en 
Ju 1095 te 8 treten an die Stelle der Ausführungsbeſtimmungen vont 
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Die Beſtimmungen unſeres Erlaſſes vom 21. Juni 1923 (SM Bl. S. 219) werden 
mit folgenden Anderungen aufrecht erhalten: 


1. An Stelle „Zu 88" muß es heißen „Zu § 7“. 


IE: „Der 88 6 und 7“ muß es heißen „des 8 6“. 
Ye » „(8 16 des Geſetzes)“ muß es heißen „(§ 15 des Geſetzes)“. 
4. „„Zu 816 Abſ. 2“ muß es heißen „§ 15 Abi. 2“. 
5. Der Abſatz zu 882 und 12 iſt zu ſtreichen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
J. A.: von Meyeren. J. A.: Roedenbeck. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin und die Bezirksausſchüſſe. 


Abſchrift. 
Ausführungsbeſtimmungen 
zu dem 


Geſetz über den Verkehr mit unedlen Metallen. 


u § 1 Abſ. 2: Schmelzereien und Gießereien bedürfen, ſofern ſie nicht unter 
Abſ. 3 des Geſetzes fallen, der Erlaubnis ohne Rückſicht darauf, ob ſie das Eigentum an 
den zu ſchmelzenden Gegenſtänden erwerben oder nicht. 

Zu 82 Abſ. 2: Die für den Ort der gewerblichen Niederlaſſung des Antragſtellers 
zuſtändige Behörde kann die Erlaubnis auch für andere Teile desſelben Regierungsbezirks 
erteilen, wenn die für jene Teile zur Erlaubniserteilung zuſtändige Behörde zuſtimmt. 

Zu 82 Abſ. 3: Die Erlaubnis iſt für beſtimmte Geſchäftsräume, die nach Art und 
Lage (Straße und Hausnummer) zu bezeichnen ſind, zu erteilen. In dieſen Räumen 
7 andere, mit dem zugelaſſenen Betriebe nicht verwandte Gewerbe nicht betrieben 
werden. 

Zu S8 3 und 4: Zuſtändig für die Erteilung und die Zurücknahme der Erlaubnis iſt 
in Gemeinden (Gutsbezirken) mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung die ſtaatliche Polizeibehörde, 
im übrigen in Landkreiſen der Landrat und in Stadtkreiſen der erſte Bürgermeiſter. 
Ortlich zuſtändig iſt die Behörde, in deren Bezirk das Gewerbe betrieben wird oder 
betrieben werden ſoll. Gegen den ablehnenden Beſcheid iſt die Beſchwerde an den Bezirks⸗ 
ausſchuß zuläſſig, der endgültig entſcheidet. 

Wird die Erlaubnis in Abweichung von dem Gutachten der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
oder Handwerkskammer gemäß dem Antrag oder eingeſchränkt erteilt oder wird ſie 
entgegen dem Gutachten zurückgenommen, ſo iſt die Entſcheidung der gehörten Kammer 
gegenüber eingehend zu begründen. 

Von der Verſagung, Zurücknahme oder dem Erlöſchen der Erlaubnis iſt der am 
Niederlaſſungsort des Antragſtellers oder Gewerbetreibenden zur Ausſtellung von Legi⸗ 
timationskarten ($ 44a der Gewerbeordnung) befugten Behörde Kenntnis zu geben. 

Die Erlaubnis iſt gebührenpflichtig. Vor Entrichtung der Gebühr darf der Erlaubnis⸗ 
ſchein nicht ausgehändigt werden. Für die Höhe und Verrechnung der Gebühr ſind die 
zur Ausführung des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren erlaſſenen Beſtimmungen 
maßgebend. 

Zu 86: Hinſichtlich der Buchführung und der Beaufſichtigung des Gewerbebetriebes 
gelten die Vorſchriften für den Geſchäftsbetrieb der Trödler uſw. vom 30. April 1901 
(HMBl. S. 48), abgeändert durch Erlaß vom 26. Juni 1902 (HM Bl. S. 299), ſoweit 
nicht in dem Geſetz oder nachſtehend Anderungen oder Ergänzungen vorgeſehen ſind. Für 

Arloge. das Geſchäftsbuch wird das beiliegende Muſter vorgeſchrieben. 
a Die Gewerbetreibenden find verpflichtet, innerhalb des Ankaufsraums an einer in 
die Augen fallenden, von außen nicht ſichtbaren Stelle ein Verzeichnis der Preiſe derjenigen 


* 
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unter 8 1 des Geſetzes fallenden Gegenſtände, auf die ſich die Ankaufstätigkeit erſtreckt, 
anzubringen. 

Die Gewerbetreibenden haben alle Anzeigen in Zeitungen, Anſchlägen, Reklamen u dgl. 
mit der genauen Angabe des Geſchäftslokals und ihrem Vor⸗ und Zunamen zu verjehen; 
Abkürzungen ſind unzuläſſig. 

In Anzeigen und Aushängen dürfen keine marktſchreieriſchen Angaben (3. B. die 
Hervorhebung beſonderer Vorzüge, die Zuſage von Vorteilen oder Geſchenken) und abgeſehen 
von dem in Abf. 2 erwähnten Verzeichnis keine Angaben über die angebotenen Preiſe 
enthalten ſein. 

Jede Reklame durch Verteilung von Geſchäſtsempfehlungen und Handzetteln, Herum⸗ 
tragen von Plakaten, Anſchläge, in Form von Lichtreklame oder durch Ausrufen iſt auf 
öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen oder anderen öffentlichen Orten verboten. 

Hilfsperſonen ſind unverzüglich der Ortspolizeibehörde anzuzeigen, die ihre Beſchäftigung 
unterſagen kann. 

Die Polizeibehörden und ihre Organe ſind befugt, in die Geſchäftsbetriebe der im 
§ 1 des Geſetzes bezeichneten Art jederzeit Einſicht zu nehmen. Die Gewerbetreibenden 
ſind verpflichtet, den Beamten jederzeit den Zutritt zu allen für den Geſchäftsbetrieb 
beſtimmten Räumlichkeiten zu geſtatten, ihnen alle Geſchäftsbücher und Geſchäftspapiere, 
auf Verlangen auch im Dienſtraum der Polizeibehörde, vorzulegen und jede über den 
Geſchäftsbetrieb verlangte Auskunft wahrheitsgetreu zu erteilen. 

Jede auch nur vorübergehende Einſtellung des Geſchäftsbetriebs ſowie ſeine Wieder⸗ 
aufnahme ſind binnen drei Tagen der Ortspolizeibehörde anzuzeigen. 

Zu 87: Zur Zulaſſung von Ausnahmen von den Vorſchriften des § 6 des Geſetzes 
im Einzelfall ſind die für die Erteilung der Erlaubnis zuſtändigen Behörden zuſtändig. 

Soweit Gewerbetreibende nicht ſchon auf Grund der erwähnten Vorſchriften für 
Trödler uſw. zur Führung eines Geſchäftsbuches verpflichtet ſind, brauchen ſie nur die⸗ 
jenigen Erwerbshandlungen, die unter das Geſetz über den Verkehr mit unedlen Metallen 
fallen, in das Geſchäftsbuch einzutragen. 

Zu 88: Für die Schließung oder vorläufige Schließung des Gewerbebetriebes iſt 
in Gemeinden mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung die ſtaatliche Polizeibehörde, in Städten 
mit mehr als 10000 Einwohnern ohne ſtaatliche Polizeiverwaltung die Ortspolizeibehörde, 
im übrigen der Landrat zuſtändig. 

Zu § 11: Die nach 8 11 Abſ. 1 auszuſtellende Beſcheinigung iſt gebührenpflichtig. 
Vor Entrichtung der Gebühr darf die Beſcheinigung nicht ausgehändigt werden. Für die 
Höhe und Verrechnung der Gebühr ſind die zur Ausführung des Geſetzes über ſtaatliche 
Verwaltungsgebühren erlaſſenen Beſtimmungen maßgebend. 

Für die Ausſtellung und Zurücknahme der Beſcheinigung iſt der Regierungspräſident, 
in Berlin der Polizeipräſident zuſtändig. 

Zu 88 14 und 15 Abſ. 1: Auf Beſchwerde über die hier erwähnte Zurücknahme 
einer Legitimationskarte oder eines Wandergewerbeſcheins entſcheidet endgültig der 
Regierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident. 

Berlin, den 23. November 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
J. A.: gez. von Meyeren. J. A.: gez. Roedenbeck. 


Wage 
Geſchäftsbuch 


für 


, r.. ff ale ee 


U % auf Grund des Geſetzes über den Verkehr mit unedlen 
Metallen erteilten Erlaubnis v oeoritt rennen. 19. .. Dieſes Geſchäfts⸗ 
buch enthalt fortlaufend numerierte Seiten. 
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Geſchäftsbuch für Händler 


Buch⸗ Tag Des Ver 
. * B d i 8 1 
a e ſtaben Zahlen | Gewicht bes Vor⸗ | 
Nr.] ſtand [Merkmale Beſitz⸗ 5 Familien⸗ le 
ufm. erwerbes a | EL 
Zuname ſtand 
1 2a 2b 20 2 See — 5 I: 


mit unedlen Metallen. 


75 ; 8 Tag 5 — 
käufers Ae 1 5 Des Käufers . 
N 2 ER 
| Veräuße⸗ iuße⸗ Be⸗ 
Beruf Wohnort ze oder t er Bor: | Wohnort 1 
Legiti⸗ i rungs-] merkungen 
oder und 5 Gegen⸗ (Beſitz⸗ und Stand und Ms 
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2. Eichweſen. 
Prüfungsordnung für die Beförderung zum Obereichmeiſter. 


1. Die Beförderung zum Obereichmeiſter iſt von der Ablegung einer Prüfung nach 
Maßgabe dieſer Prüfungsordnung abhängig. — Durch das Beſtehen der Prüfung wird 
ein Anſpruch auf Verleihung der Stelle eines Obereichmeiſters nicht begründet. 

2. Die Zulaſſung zur Obereichmeiſterprüfung erfolgt früheſtens nach einer dreijährigen 
Beſchäftigung im techniſchen Dienſt der Eichverwaltung. 

Dieſe Beſchäſtigungsdauer kann bei dargelegter ausreichender Befähigung mit Geneh— 
migung des Fachminiſters bis auf 1 Jahr abgekürzt werden: 

a) bei Verſorgungsanwärtern allgemein, 

b) bei Zivilanwärtern, wenn ſie in die Eichverwaltung erſt nach vollendetem 
30. Lebensjahr eingetreten ſind und vorher eine ausreichende Zeit bei anderen 
öffentlichen Behörden oder in ſonſtigen Berufen beſchäftigt geweſen ſind, falls 
dieſe Beſchäftigung der Tätigkeit des Beamten in der techniſchen Eichverwaltung 
gleichwertig und förderlich zu erachten iſt. 

Bei einer Verkürzung der Beſchäftigungsdauer kann die Zeit der Probe⸗ 
dienſtleiſtung nicht angerechnet werden. 


Beamte, die nach Anſicht ihrer vorgeſetzten Behörde noch nicht genügend vorbereitet 
ſind, können von der Prüfung einſtweilen zurückgewieſen werden. 

3. (1) Die Prüflinge haben ſich bei dem Vorſtande der Eichungsdirektion, in deren 
Bezirk ſie beſchäftigt ſind, zur Prüfung zu melden. Dieſer macht ſie unter Beifügung 
— einer nach dem beiliegenden Muſter aufgeſtellten Nachweiſung unter der äußeren Anſchrift 

des Oberpräſidenten dem Fachminiſter namhaft, der die Anwärter dem Prüfungsausſchuſſe 
(Ziff. 4) überweiſt. 

(2) Die Vorladung zur Prüfung erfolgt durch den Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes. 

(3) Reiſekoſten werden den Prüflingen nach Maßgabe der Ziff. 59 (2) der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Finanzminiſters zum RKG. vom 17. Januar 1923 — Sonderbeilage zu 
Nr. 2 des Finanzminiſterialblatts 1923 — gewährt. 

4. (1) Die Prüfungsausſchüſſe werden nach Bedarf von dem Fachminiſter errichtet; 

ſie unterſtehen dem Oberpräſidenten, in deſſen Provinz ſie ihren Sitz haben. 
(2) Der Prüfungsausſchuß beſteht aus: 
a) einem Obereichungsdirektor oder Eichungsdirektor, 
b) einem von dem Oberpräſidenten zu beſtimmenden Beamten des höheren tech— 
niſchen Dienſtes, 
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e) einem Eichungsoberinſpektor oder einem geeigneten techniſchen Beamten der Be⸗ 
ſoldungsgruppen A 8 oder 9, 

d) einem Verwaltungsbeamten der Eichverwaltung, welcher der Beſoldungsgruppe 
A8 oder 9 angehört. 


(3) Der Fachminiſter ernennt die Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes und überträgt 
einem derſelben den Vorſitz. 

(4) Der Ausſchuß faßt feine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


5. Der Oberpräſident iſt befugt, den Prüfungen beizuwohnen, und berechtigt, den 
Vorſitz zu übernehmen. In dieſem Falle übt er das Stimmrecht aus und entſcheidet bei 
Stimmengleichheit. Dasſelbe gilt von ſeinem Vertreter. 

Der Fachminiſter behält ſich vor, Beauftragte ſeines Miniſteriums zu den Prüfungen 
zu entſenden. Inwieweit dieſe bei der Prüfung mitwirken werden, wird im Einzelfalle 
beſtimmt. 

6. Die Prüfung iſt eine ſchriftliche und eine mündliche; ſie beginnt mit dem ſchrift⸗ 
lichen Teil. In der mündlichen Prüfung kann auch die praktiſche Ausführung der eichamt⸗ 
lichen Vorſchriften gefordert werden. 


7. () Die ſchriftlichen Arbeiten find unter Aufſicht eines Mitgliedes des Prüfungs⸗ 
ausſchuſſes anzufertigen. Der Fachminiſter kann beſtimmen, daß die Bearbeitung der Auf⸗ 
gaben am dienſtlichen Wohnſitz des Prüflings unter Aufſicht eines Beamten erfolgt, der 
mindeſtens der Beſoldungsgruppe A 8 angehört. 

(2) Die Aufgaben für die ſchriftliche Prüfung und die Gebiete, auf die ſich die münd⸗ 
liche Prüfung erſtrecken ſoll, beſtimmt der Vorſitzende im Benehmen mit den Mitgliedern 
des Prüfungsausſchuſſes. In geeigneten Fällen werden die Aufgaben für die ſchriftliche 
Prüfung von dem Fachminiſter beſtimmt werden. Die Aufgaben für die ſchriſtliche Prüfung 
ſind ſo zu ſtellen, daß ihre Löſung an zwei aufeinanderfolgenden Tagen in höchſtens je 
ſechs Stunden möglich iſt. Es ſind ſechs Aufgaben zu ſtellen. Je drei Aufgaben ſollen 
entfallen auf: 

a) Eichtechnik, 
b) Eich verwaltung, einſchließlich der nichttechniſchen Verwaltungsgeſchäfte bei einem 
Eichamt. 


Zu a) In der ſchriftlichen Prüfung ſind auch Berechnungen und Skizzen 
zu verlangen, die für die Eichtechnik wichtig ſind. 

Zu b) Der Prüfling ſoll die Fähigkeit nachweiſen, dienſtliche Vorgänge 
aus dem Bereiche der Eichverwaltung (Anfertigung von Berichtsentwürfen, 
Entwürfe von Beſcheiden, Durcharbeiten eines gegebenen Stoffes uſw.) in an⸗ 
gemeſſener Form ſchriftlich darzuſtellen und ſich dabei richtig und erſchöpfend 
in kkarer Gedankenfolge auszudrücken. Es ſind auch ſolche Aufgaben zu wählen, 
deren Löſung die Kenntnis geſetzlicher Beſtimmungen vorausſetzt. Ferner ſind 
rechneriſche Aufgaben (3. B. Aufſtellung von Reiſekoſtenrechnungen, Lohnrechnungen, 
Blockzetteln) zu berückſichtigen, um zu ermitteln, ob der Prüfling mit den maß⸗ 
gebenden Beſtimmungen und der ſchnellen und ſicheren Handhabung der für ihn 
in Betracht kommenden Rechnungs⸗ uſw. formen vollſtändig vertraut iſt. 

(3) Die Aufgaben ſind erſt am Prüfungstage beim Beginn der Prüfung bekanntzugeben. 
Für die Bearbeitung der Aufgaben iſt eine beſtimmte, einer durchſchnittsmäßigen Begabung 
anzupaſſende Zeit feſtzuſetzen. Nach Ablauf dieſer Zeit hat der Prüfling die Arbeit abzu⸗ 
geben, auch wenn ſie unvollendet iſt. 

Es dürfen nur die Hilfsmittel benutzt werden, die der Fachminiſter bzw. Vorſitzende 
des Prüfungsausſchuſſes zugelaſſen hat. 

(4) Von dem Beamten, welcher bei der ſchriftlichen Prüfung die Aufſicht führt, iſt auf 
den einzelnen Arbeiten unter Augabe der verwendeten Zeit zu beſcheinigen, daß die Arbeiten 
ohne Benutzung unzuläſſiger Hilfsmittel angefertigt ſind. 

(5) Hält der Prüfungsausſchuß ſämtliche oder den größten Teil der Arbeiten für völlig 
mißlungen, ſo unterbleibt die mündliche Prüfung. Die Prüfung gilt in dieſen Fällen als 
nicht beſtanden. (S. auch Ziff. 8 (6) und Ziff. 10.) 

8. (1) Die mündliche Prüfung hat der ſchriftlichen tunlichſt bald zu folgen. 
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Die mündliche Prüfung iſt nicht öffentlich. Es kann jedoch der Leiter des theoretiſchen 
Unterrichts als Hörer zugelaſſen werden, ſoweit er nicht bereits Mitglied des Prüfungs- 
ausſchuſſes iſt. 

(2) Zu einer Prüfung dürfen in der Regel nicht mehr als ſechs Prüflinge zugelaſſen 


werden. 


(3) Die mündliche Prüfung hat ſich insbeſondere auf folgendes zu erſtrecken: 
a) Theoretiſche Grundlagen der Eichtechnik. 


b 


sn 


Kenntnis der Mathematik, Phyſik, Chemie und Mechanik, ſoweit fie für 
das Eichweſen von beſonderer Bedeutung iſt und über den Lehrplan einer 
preußiſchen Maſchinenbauſchule oder einer ihr für die Zulaſſung zum Eichmeiſter⸗ 
dienſt gleichgeachteten anderen Fachſchule nicht hinausgeht. 

Sind Prüflinge an einer preußiſchen Maſchinenbauſchule oder an einer 
außerpreußiſchen Fachſchule oder an einer Heeresfachſchule, die für die Annahme 
von Anwärtern für den techniſchen Dienſt der Eichverwaltung als gleichberechtigt 
mit den preußiſchen Anſtalten anerkannt iſt oder noch anerkannt wird, vor⸗ 
gebildet worden, ſo kann von einer Prüfung der theoretiſchen Grundlagen 
inſoweit abgeſehen werden, als dieſe in der Regel bei der Schlußprüfung an 
den bezeichneten Anſtalten berückſichtigt werden. 


Eichtechnik und Eichverwaltung. 

Gründliche Kenntnis der Maß⸗ und Gewichtsordnung und ihrer Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen; zu dieſen gehören die Eichordnung, die Inſtruktionen 
zur Eichordnung, die Beſchreibung und die bildlichen Darſtellungen der eich⸗ 
fähigen Gattungen von Meßgeräten ſowie die dazu ergangenen Erläuterungen 
und Zuſätze und ſonſtigen beſonderen Beſtimmungen. 

Anfertigung einfacher techniſcher Handſkizzen von eichfähigen Meßgeräten 
oder von Teilen derſelben, Ausführung von Raumgehaltsberechnungen, ſchema⸗ 
tiſche Darſtellung komplizierter Meßgeräte nach ihren Syſtemen, Berechnung der 
an den Hebeln der Waagen wirkenden Kräfte, Darſtellung der Beſtimmung und 
Berechnungsweiſe von Normalabſchnitten an Kerbenbalken und Darſtellung und 
Berechnung des vollſtändigen und abgekürzten Staffelverfahrens und dergleichen. 

Kenntnis der internationalen Meterkonvention, der verſchiedenen Grade 
und Arten der Normale und der Normalapparate, ihres Verhältniſſes zueinander, 
namentlich in bezug auf die Fehlergrenzen, ferner ihre Prüfungs⸗ und Be⸗ 
handlungsweiſe. 

Kenntnis der Betriebsſtoffe und der Stoffe, aus denen die Normale und 
die eichfähigen Meßgeräte hergeſtellt werden, ſowie ihrer wichtigen phyſikaliſchen 
und chemiſchen Eigenſchaften. Preiſe der wichtigeren Betriebsſtoffe und Meßgeräte. 

Genaue Kenntnis des Begriffs der Eichpflicht, des Kreiſes der Eich⸗ 
pflichtigen, deren Pflichten hinſichtlich ihrer Meßgeräte und der Vorſchriften zur 
Kontrolle dieſer Pflichten (Beſtimmungen über die polizeilichen Reviſionen der 
Meßgeräte). Kenntnis der Reichs⸗ (Bundes-) ratsverordnungen auf Grund der 
MED. und der gebräuchlichſten Tarifſätze der im Eichweſen in Betracht kommenden 
Gebührenordnungen. 

Bekanntſchaft mit den Geſetzen und Verordnungen ſowie den dazu 
ergangenen Ausführungsbeſtimmungen, die im nichttechniſchen Verwaltungsdienſt 
bei den Eichämtern Anwendung finden. Insbeſondere genaue Kenntnis der 
Erhebungsvorſchriften und aus der Kaſſenordnung für die Eichungskaſſen 
Kenntnis derjenigen Beſtimmungen, die im Verkehr der Eichämter mit der 
Eichungskaſſe zur Anwendung gelangen, Geräteordnung, Reiſekoſtengeſetz nebſt 
Ausführungsbeſtimmungen, Auswärtszulagen für Lohnempfänger (Pr. Beſ. Bl. 1924 
S. 563). Preußiſcher Angeſtelltentarifvertrag vom 30. Juni 1924 (Beilage zu 
Nr. 53 des Pr. Beſ. Bl. für 1924), Manteltarifvertrag für die Lohnempfänger 
bei den preußiſchen Verwaltungsbehörden in der Faſſung vom 26. April 1924 
(Pr. Beſ Bl. S. 119) oder der an ihre Stelle tretenden ſpäteren Abmachungen, 
Regulativ über die Dienſtwohnung der Staatsbeamten vom 26. Juli 1880, 
Geſetz über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 1. Juni 1923 (RGBl. I 
S. 353); aus der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911/15. Dezember 
1924 (RGBl. 1 1924 S. 779) mit Anderung vom 9. Januar 1926 (RGBl. I 
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S. 9) und dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vom 28. Mai 1924 (RG Bl. S. 563) 
neben einem allgemeinen Überblick über den leitenden Grundgedanken eine 
nähere Kenntnis derjenigen Beſtimmungen und Ausführungsvorſchriften, die für 
den praktiſchen Verwaltungsdienſt in den Eichämtern von Wichtigkeit ſind. 
Schließlich ſind auch Kenntniſſe der einſchlägigen Beſtimmungen über den Lohn⸗ 
ſteuerabzug der Behörden, über die Erwerbsloſenverſicherung und des Betriebs⸗ 
rätegeſetzes vom 4. Februar 1920 (RGBl. S. 147), ſowie der Verordnung 
über das Schlichtungsweſen vom 30. Oktober 1923 (RGBl. S. 1043) und 
des Arbeitsnachweisgeſetzes vom 22. Juli 1922 (RGBl. I S. 657) erforderlich. 


Grundzüge der allgemeinen Verwaltung. 


Allgemeine Kenntnis der Preußiſchen Verfaſſung vom 30. November 1920 
(GS. S. 543) und der Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 11. Auguſt 1919 
(RG Bl. S. 363), des Behördenaufbaues der allgemeinen Verwaltung und der 
Eichverwaltung, des Beamtenrechts und des Beamtendienſteinkommensgeſetzes. 


(4) Der Prüfungsausſchuß beſchließt, in welcher Weiſe bei der mündlichen Prüfung 
die Prüfungsgebiete auf die einzelnen Mitglieder zu verteilen ſind; im Streitfalle ent⸗ 
ſcheidet darüber der Vorſitzende. 

(5) Bei der mündlichen Prüfung haben die Prüflinge auch durch die Ausführungen 
von Eichungen nachzuweiſen, daß ſie mit der praktiſchen Anwendung der Eichvorſchriften 
ausreichend vertraut ſind. 

(6) Prüflinge, die in der Prüfung zu täuſchen verſuchen, find von der weiteren Teilnahme 
an der Prüfung auszuſchließen. Die Prüfung gilt in dieſem Falle als nicht beſtanden. 


9. Die Entſcheidung darüber, ob die Prüfung überhaupt beſtanden iſt, und bejahenden⸗ 
falls ob ſie „ausreichend“, „vollkommen befriedigend“, „gut“ oder „mit Auszeichnung“ 
beſtanden iſt, erfolgt nach dem Geſamtergebnis der ſchriftlichen und der mündlichen Prüfung 
unter Berückſichtigung der bisherigen Leiſtungen des Prüflings. 


10. (1) Die Wiederholung der Prüfung iſt nur einmal, und zwar früheſtens nach 
Ablauf einer weiteren Zeit von ſechs Monaten zuläſſig. Den Zeitpunkt, zu dem die 
Prüfung wiederholt werden kann, beſtimmt der Prüfungsausſchuß. Die Wiederholung 
erſtreckt ſich auf die ganze Prüfung und hat daher in jedem Falle ſowohl den ſchriftlichen 
als auch den mündlichen Teil der Prüfung zu umfaſſen. Wird auch die Wiederholungs⸗ 
prüfung nicht beſtanden, ſo kommt der Prüfling für eine Beförderung zum Obereichmeiſter 
nicht mehr in Betracht. 

(2) Beamte, die innerhalb von 5 Jahren ſeit Eintritt in den Eichdienſt ſich nicht zur 
Prüfung melden, ſcheiden für die Beförderung zum Obereichmeiſter ebenfalls aus. Aus⸗ 
nahmen hiervon kann in beſonderen Fällen der Fachminiſter geſtatten. 


C 


er 


11. Über den Gang der Prüfung und das Geſamtergebnis ift eine Verhandlung 
aufzunehmen, in der 


a) das Ergebnis der ſchriftlichen Prüfung, 
b) die Gegenſtände der mündlichen Prüfung, 
c) das Ergebnis der mündlichen Prüfung und 
d) das Geſamturteil 
zu a, e und d für jeden Prüfling 
beſonders anzugeben iſt. 


Die Verhandlung iſt von den Mitgliedern des Prüfungsausſchuſſes zu unterzeichnen 
und von den Vorſitzenden mit einem Berichte über die bei der Prüfung gemachten Wahr⸗ 
nehmungen dem für den Prüfungsausſchuß zuſtändigen Oberpräſidenten (Ziff. 40) vorzu⸗ 
legen, der den Bericht mit ſeinen Bemerkungen dem Fachminiſter einzureichen hat. 


Berlin, den 16. November 1926. 


Der Preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe. 
III. E. 1792. J. A.: von Meyeren. 
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Nachweiſung 
über 
den zur Prüfung zum Obereichmeiſter zugelaſſenen Zivil-Verſorgungsanwärter 
(Zu: und Vorname) 


Tag des Emtritts in die e Urteil des Leiters des mer 

Lebensalter 10 urge Darſtellung der DIE richtskurſes und des Behörden⸗ 

ep. | Feen en] Eichverwalkung als herigen Beicäftinung in der „ tandes ner er 
Zivil⸗ Verſorgungs⸗ Eichverwaltung, Bezeichnung Fleiß, Leistungen e a 
N der Fachſchule, die mit Erfolg] Fleiß, nne 
Anwärter beſucht iſt. und außerdienſtliche Führung. 


N (Jahr und Tag 
der Geburt) 


4 5 6 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 26. November 1926 Nr. III 10743, 16 2484 M. f. H., 
II6 1989 M. d. J., betr. Ungültigkeitserklärung von verlorengegangenen und zurück⸗ 
gezogenen Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheinen. 


Die vom Gewerberat in Duisburg für den Schießmeiſter Adam Orf in Duisburg— 
Meiderich unter Nr. 5 des Verzeichniſſes (Muſter B), vom Vorſtand des Gewerbeaufſichts⸗ 
amtes in Düren für den Quirin Heup in Schleiden i. Eifel unter Nr. 4, vom Ge⸗ 
werberat in Dillenburg für den Schießmeiſter Emil Schmidt in Fehl-Ritzhauſen (Ober⸗ 
weſterwald) unter Nr. 333 (Muſter B), vom Gewerberat des Gewerbeaufſichtsamtes 
Aachen JJ für den Steinbrecher Peter Küpper in Rollesbroich (Kreis Monſchau unter 
Nr. 14 (Muſter A), vom Gewerberat in Weſel für den Vorarbeiter Wilhelm van de Sandt 
in Mehrhoof (Kreis Rees) unter Nr. 5/1926 (Muſter A), vom Gewerberat in Caſſel für 
den Bruchmeiſter Heinrich Oehl in Dorfitter (Kreis Frankenberg) unter Nr. 10/25 und 
vom Landrat des Kreiſes Quedlinburg für den Oberſteiger Richard mit Gültigkeit bis 
zum 30. Dezember 1924 ausgeſtellten Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheine ſind verloren gegangen 
und werden hiermit für ungültig erklärt. Die vom Gewerberat in Waldenburg i. Schl. 
für den Ingenieur Hermann Kuhn in Waldenburg i. Schl. unter Nr. 22 des Ver⸗ 
zeichniſſes (Muſter B), vom Gewerberat in Trier II für den Schachtmeiſter Peter Schmit 
in Kürenz (Kreis Trier-Land) unter Nr. 66 (Mufter A) und vom Gewerberat in Siegen 
für den Schießmeiſter Johann Damm ſen. in Attendorn unter Nr. 25 (Muſter B) 
ausgeſtellten Sprengſtoff-Erlaubnisſcheine find wegen Unzuverläſſigkeit der Inhaber zurück⸗ 
gezogen worden und haben ihre Gültigkeit verloren. 


Zugleich für den Miniſter des Innern: 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. A.: von Meyeren. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 


Erl. d. M. f. H. vom 26. November 1926 Nr. III 11147, 16 2569/26, betr. ſchmiedeeiſerne 
Kondenswaſſer⸗Rückleiter. 
Im Anſchluß an den Erlaß vom 28. Juli d. J. 
— III 7112/16 1698 — (SM Bl. S. 200). 
Neuere Erfahrungen laſſen es unbedenklich erſcheinen, den ſchmiedeeiſernen Kondens⸗ 
waſſer⸗Rückleitern bis zu einem Durchmeſſer von 800 mm die gleichen Erleichterungen 
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bezüglich der Ausrüſtung und der Überwachung zu gewähren, wie den im Erlaß vom 
28. Juli d. J. — III 7112/16 1693 — behandelten Kondenswaſſer⸗Rückleitern von geringerem 
Durchmeſſer. Der Geltungsbereich des vorgenannten Erlaſſes wird daher auf ſchmiede⸗ 
eiſerne Kondenswaſſer⸗Rückleiter bis 800 mm Durchmeſſer ausgedehnt. 


Abdrucke für die Gewerbeaufſichts⸗ und Bergrevierbeamten ſind beigefügt. 
J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten zu Berlin, ſowie 
die Oberbergämter. 


Abſchrift überſende ich auf das Schreiben vom 10. d. M. — Nr. 5601 — zur gefälligen 
Kenntnisnahme. Zur Verſtändigung der Mitgliedsvereine ſind 420 Abdrucke beigefügt. 


J. A.: von Meyeren. 


An den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Halle a. S. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 

Erl. d. M. f. H. vom 9. November 1926 Nr. III 10 690, betr. Errichtung eines Fach⸗ 
ausſchuſſes für die Herſtellung von Papierſpielwaren, Karneval⸗ und Kotillonartikeln 
in dem Regierungsbezirk Merſeburg. 

Nachdem der Herr Reichsarbeitsminiſter darauf verzichtet hat, von der Befugnis aus 
§ 19 Abſ. 1 des Hausarbeitgeſetzes in der Faſſung vom 30. Juni 1923 (RGBl. I. Teil 
S. 472) zur Errichtung eines Fachausſchuſſes für die Herſtellung von Papierſpielwaren, 
Karneval⸗ und Kotillonartikeln im Regierungsbezirk Merſeburg Gebrauch zu machen, habe 
ich nachſtehenden Beſchluß gefaßt: 

„Auf Grund des § 19 Abſ. 2 des Hausarbeitgeſetzes in der Faſſung vom 30. Juni 1923 
(NGBDL J. Teil S. 472) wird hiermit für den Regierungsbezirk Merſeburg ein Fachausſchuß 
für die Herſtellung von Papierſpielwaren, Karneval- und Kotillonartikeln errichtet. 

Der Fachausſchuß iſt zuſtändig für folgende Gewerbezweige: 

Herſtellung von Papierſpielwaren, Karneval- und Kotillonartikeln. 

Die Bezeichnung des Fachausſchuſſes lautet: 

Fachausſchuß für die Herſtellung von Papierſpielwaren, Karneval und Kotillon⸗ 
artikeln. 

Der Bezirk des Fachausſchuſſes umfaßt: 

den Regierungsbezirk Merſeburg. 
Der Sitz des Fachausſchuſſes iſt: 

Merſeburg. 
Die Errichtung erfolgt mit Wirkung vom 1. September 1926 ab.“ 
Abdrucke für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind beigefügt. 


po Meeren. 


An die Herren Oberpräſidenten, die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizei— 
präſidenten in Berlin. 


Erl. d. M. f. H. vom 10. November 1926 Nr. IV 16231, betr. Einrichtung einer Alters- 
verſicherung durch die Handwerkskammer. 
Auf den Bericht vom 7. September d. J. — H. 1. 3058 —. 

In Übereinſtimmung mit der von den Vereinigten Ausſchüſſen für Sozialpolitik und 
Berufſtandspolitik auf der Tagung des Reichsverbandes des Deutſchen Handwerks am 
7. Oktober d. J. angenommenen Entſchließung halte auch ich die Einrichtung einer zwangs⸗ 
weiſen Alters verſicherung durch die Handwerkskammern nicht für angängig. 
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Die Beſtimmungen in Abſchnitt III des Titels VI der RGO. geben keinen Anhalt 
dafür, daß der Geſetzgeber die Handwerkskammern hat ermächtigen wollen, ihre Tätigkeit 
auf den Betrieb von Verſicherungsunternehmungen auszudehnen und die dadurch entſtehenden 
Koſten über die Gemeinden den Handwerksbetrieben aufzuerlegen. 

Den Innungen iſt das Recht zur Errichtung von Unterſtützungskaſſen ausdrücklich 
verliehen. Während aber die freien Innungen ein ſehr weitgehendes Recht zur Errichtung 
derartiger Kaſſen haben, dürfen Zwangsinnungen nur Krankenkaſſen mit Beitrittszwang 
errichten (8 100 n Abſ. 1 RGO.). Der Geſetzgeber hat alſo die Befugniſſe der Zwangs⸗ 
innungen gegenüber denen der freien Innungen erheblich eingeſchränkt. 

Ebenſo wie die Zwangsinnungen ſind aber auch die Handwerkskammern mit Zwangs⸗ 
rechten ausgeſtattete Korporationen des öffentlichen Rechts. Wäre beabſichtigt geweſen, 
diefen Befugniſſe zu verleihen, die noch über diejenigen der Zwangsinnungen hinausgehen, 
ſo wäre das zweifellos im Geſetz ausgeſprochen worden. Das iſt aber nicht geſchehen. 
Abſchnitt III des VI. Titels RG O. enthält weder eine ausdrückliche dahingehende Ermächtigung, 
noch auch ſind die Beſtimmungen des Innungsrechts über Unterſtützungskaſſen unter denen 
aufgeführt, die nach $ 103 u Abſ. 1 RGO. auf die Handwerkskammern Anwendung zu 
finden haben. 

Schon aus dieſen Gründen rechtlicher Nalur iſt daher anzunehmen, daß die Tätigkeit 
der Handwerkskammern ſich auf die Errichtung von Zwangsverſicherungen nicht erſtrecken 
darf. Hiergegen ſprechen aber auch ſchwerwiegende ſachliche Bedenken. 

Der Betrieb eines Verſicherungsunternehmens ſetzt techniſch vorgebildetes Perſonal 
und beſondere Einrichtungen voraus; beides ſteht den Handwerkskammern nicht zur Ver⸗ 
fügung. Die nur ehrenamtliche Leitung eines ſolchen Unternehmens wird bei der 
Schwierigkeit des Verſicherungsgeſchäftes ein erfolgreiches Arbeiten nicht gewährleiſten. 

Ferner muß bezweifelt werden, ob überhaupt eine auf dem Umlageverfahren beruhende 
Altersverſicherung mit einem beſchränkten Kreis von Verſicherten und einem dadurch 
geſteigerten Riſiko in der Lage ſein wird, die in Ausſicht genommenen Leiſtungen wirklich 
aufzubringen. Es beſteht die Gefahr, daß die auf Grund der Zugehörigkeit zu einer ſolchen 
Kaſſe erhobenen Anſprüche nicht voll befriedigt werden können, während gleichzeitig dem 
Handwerk Laſten auferlegt werden, deren Tragung ihm unter den heutigen ſchwierigen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht zugemutet werden kann. 

Ich erſuche, die dortige Handwerkskammer entſprechend zu verſtändigen. 


J. V.: Dönhoff. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Stralſund 
und zur gefälligen Kenntnisnahme 


an die Herren Oberpräſidenten in Charlottenburg und Königsberg und die Herren 
Regierungspräſidenten. 


Erl. d. M. f. H. vom 12. November 1926 Nr. III 11 186, betr. Tagegelder und Fahr⸗ 
koſten der Mitglieder des Hauptbetriebsrats. 


In Ergänzung meines Runderlaſſes vom 21. Oktober 1926 — III 10 337 —, 
betreffend Richtlinien für die Erſtattung der Geſchäftsführungskoſten der Betriebs vertretungen 
im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums für Handel und Gewerbe, beſtimme ich, 
daß für die Gewährung der Tagegelder und Fahrkoſten der Mitglieder des Hauptbetriebs⸗ 
rats die im Preußiſchen Beſoldungsblatt Nr. 21 S. 74 veröffentlichten, nachſtehend ab⸗ 
gedruckten Beſtimmungen des Herrn Finanzminiſters vom 26. MW (lo. 7572 b; 
M. d. J. Ic 996) mit Wirkung vom 1. d. M. ab Geltung haben. 


J. V.: Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräfidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, die Ober⸗ 
bergämter, die Geologiſche Landesanſtalt in Berlin, die Bergakademie in Clausthal, die 
Bergwerksdirektion Saarbrücken — Abwicklungsſtelle — in Bonn, die Herren Ober⸗ 
eichungsdirektoren und Eichungsdirektoren. 
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Abſchrift. 


Nd Erl. d. T., zugl. im Namen d. M. d. J., vom 26. Mai 1926, betr. Tagegelder 
und Fahrkoſten der Mitglieder des Haupthetriebsrats (Lo. 7572 b; M. d. J. Ic 996). 


In Ergänzung des RdErl. vom 25. Juli 1921 (FM. Lo. 1857; M. d. J. II E. 2177) 
und vom 31. Juli 1922 (Lo. 2032; M. d. J. II E. 599) wird mit Wirkung vom 
1. April 1926 ab folgendes beſtimmt: 

Den Mitgliedern des Hauptbetriebsrats werden bei Reiſen außerhalb des Beſchäfti⸗ 
gungs⸗ oder Wohnortes zur Teilnahme an den Vollſitzungen des Hauptbetriebsrates in 
Berlin gewährt: 

a) die Fahrkoſten der 3. Wagenklaſſe; Schwerkriegsbeſchädigten können an Stelle 
der Fahrkoſten der 3. Wagenklaſſe ausnahmsweiſe die Fahrkoſten der 2. Wagen⸗ 
klaſſe, wenn die Art der Beſchädigung die Benutzung der 2. Wagenklaſſe recht⸗ 
fertigt und die 2. Wagenklaſſe tatſächlich benutzt wird, gewährt werden; 

b) Tagegelder (einichl. Übernacjtungsgebühr) in Höhe von 15 RM für jeden 
vollen Tag der Abweſenheit von ihrem Beſchäftigungs⸗ oder Wohnorte; 

c) für die Zureiſe nach dem Sitzungsorte, wenn ſie nach 12 Uhr mittags an⸗ 
1 wird, ein Tagegeld von 10 RK (einſchließlich Übernachtung), ſonſt 
15 R. Ib; 

d) für die Rückreiſe, wenn ſie nach 2 Uhr nachmittags beendet wird, ein Tagegeld 
von 8 Hal, ſonſt 4 RN. 

In den Fällen b bis d bedarf es des Nachweiſes des tatſächlichen Auf- 
wandes nicht. Etwaige notwendig gewordene Mehraufwendungen ſind im 
einzelnen nachzuweiſen. 

e) Vorſchüſſe auf Fahrkoſten (a) und Tagegelder (b bis d) bis zu dem Betrage 
der vorausſichtlich entſtehenden notwendigen Fahrkoſten und Tagegelder. 

Bei der Anforderung von Vorſchüſſen iſt die Einladung zur Vollſitzung des Haupt⸗ 
betriebsrats vorzulegen. 


An die nachgeordneten Behörden der allgemeinen und inneren Verwaltung. 


3. Gewerbeaufſicht. 


Erl. d. M. f. H. vom 16. November 1926 Nr. III 10 709, betr. Jahresberichte der 
Gewerbeaufſichtsbeamten. 

In der mit Erlaß vom 20. Juni v. J. (HMBl. 1925 ©. 158) bekanntgegebenen An⸗ 
leitung für die Erſtattung der Jahresberichte der Gewerbeaufſichtsbeamten wird hiermit 
der Kopf für die Tafel II A durch Unterteilung der Spalten 3, 10, 17 und 18 in nach— 
ſtehender Weiſe abgeändert. 


Geſamtzahl 


Zahl der Betriebe e 3 U letze der Arbeitnebmer 


d 1 zuſammen | zuſam men d t 
i arunter arunter ; 

(mie 15 a = darunter 10 darunter (hen, in den im e 
e nn ie ien in den im ie | i,, in den im] über⸗ Berichtsjahrſgis ger 
bisher) Berichtsjahr über⸗ Berichtsjahr über⸗ Berichtsjahr En 9 75 bisher) 

haupt neu hinzu⸗ bis her) haupt neu hinzu⸗ bis ber) haupt nen hinzu⸗ haupt gekommenen 

gekommen“) u gekommenen gekommenen Betrieben“) 

Betrieben“) Betrieben“) 

— 2 3a | 3b 4-9 | 10a 10b D 18a 18b 19—25 


) Dies find Betriebe, welche im Berichtsjahr neu gegründet oder wegen Erreichung der 50-Arbeit- 
nehmergrenze, oder aus anderen Gründen (nachträgliche Ermittlung) gegenüber dem Vorjahre neu in 
Tafel IIA aufzunehmen waren. 


Die Anderung der Tafel II A iſt bereits bei der Erſtattung der diesjährigen Berichte 
zu berückſichtigen. 
J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und an den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Berufsſchulen. 


Erl. d. M. f. H. vom 16. November 1926 Nr. IV 17257, betr. Ausbildung von Gewerbe⸗ 
lehrern (lehrerinnen) für Berufsſchulen. 


J. Im April 1927 beginnen am Staatlichen Gewerbelehrerſeminar zu Berlin Lehrgänge 
zur Ausbildung von Gewerbelehrern (-lehrerinnen) an Berufsſchulen für folgende Berufs⸗ 
gruppen: 

A. Gewerbelehrer: 


1. Metallgewerbe, 

2. Baugewerbe, 

3. Kunſtgewerbe, 

4. Nahrungsgewerbe, 

5. Bekleidungs⸗ und Ledergewerbe. 


B. Gewerbelehrerinnen: 


1. Bekleidungsgewerbe, 
2. Hauswirtſchaft. 


Am Schluß der Ausbildung findet eine Prüfung ſtatt, über deren Beſtehen ein Zeugnis 
ausgeſtellt wird. Die planmäßige Anſtellung kann nach erfolgreicher Ablegung wenigſtens 
eines Probejahres erfolgen unter der Vorausſetzung, daß die geforderte Betätigung im 
Berufsleben vorher in vollem Umfange erledigt iſt. 

Die Aufnahme in das Gewerbelehrerſeminar iſt von dem Beſtehen einer Aufnahme⸗ 
prüfung abhängig, die in der erſten Hälfte des Februar ſtattfindet und mehrere Tage 
in Anſpruch nehmen wird. Für die Teilnahme an der Prüfung iſt eine Gebühr von 
25 RM zu entrichten. 

Die Meldung zur Aufnahmeprüfung iſt bis zum 15. Dezember dieſes Jahres unmittel⸗ 
bar an die Leitung des Gewerbelehrerſeminars, Berlin SWH6S, Kochſtr. 65, zu richten. 


II. Zur Aufnahmeprüfung werden zugelaſſen: 


A. Für die Berufsgruppen unter l. A: 


1. Inhaber von Reifezeugniſſen einer ſtaatlich anerkannten neunſtufigen höheren Lehr⸗ 
anſtalt, die 
a) eine wenigſtens zweijährige gewerbliche Tätigkeit nachweiſen und, wenn möglich, 
die Geſellenprüfung beſtanden haben, oder 
p) eine wenigſtens einjährige gewerbliche Tätigkeit nachweiſen und wenigſtens 
1 Jahr eine ſtaatlich anerkannte gewerbliche Fachſchule als Tagesſchüler mit 
Erfolg beſucht haben. 


2. Inhaber von Reifezeugniſſen ſtaatlich anerkannter Fachſchulen mit mindeſtens vier⸗ 
ſemeſtrigem Lehrgang, die 
a) eine Ergänzungs- oder Erſatzreifeprüfung abgelegt haben und im ganzen 
wenigſtens 2 Jahre gewerblich tätig geweſen ſind, oder 
b) eine der Reife einer neunklaſſigen höheren Lehranſtalt entſprechende Allgemein⸗ 
bildung nachweiſen können und wenigſtens 4 Jahre gewerblich tätig geweſen 
ſind, von denen in der Regel 2 nach dem Beſuch der Fachſchule liegen ſollen. 


Ausnahmsweiſe können auch Schüler mit dem Reifezeugniſſe anderer Fachſchulen auf⸗ 
genommen werden. 


3. Volksſchullehrer, die 
a) mindeſtens 1%, Jahr gewerblich tätig geweſen ſind und die Erſatzreifeprüfung 
nach der Ordnung vom 12. Auguſt 1924 (M. f. H. u. G. IV 9944, M. f. W. K. u. V. 
U. 1 1260) oder die Ergänzungsprüfung nach § 3 der Ordnung vom 19. Sep⸗ 
tember 1919 (M. f W. K. u. V. U. 1 1977) oder die abgekürzte Reifeprüfung nach 
§ 4 der Ordnung vom 19. September 1919 beſtanden haben, oder 
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0b eine wenigſtens zweijährige gewerbliche Tätigkeit nachweiſen und, wenn möglich, 
die Geſellenprüfung beſtanden haben oder 
c) wenigſtens 1 Jahr gewerblich gearbeitet haben und wenigſtens 1 Jahr eine 
anerkannte gewerbliche Fachſchule als Tagesſchüler mit Erfolg beſucht haben, 
oder 
d) wenigſtens 1 Jahr gewerblich gearbeitet und die Prüfung als Zeichenlehrer, 
Werklehrer oder Turnlehrer beſtanden haben. 


4. Andere Perſonen, die eine der Reife einer neunklaſſigen höheren Lehranſtalt ent⸗ 
ſprechende Allgemeinbildung beſitzen und die Meiſterprüfung (in der Regel mit der Note 
„gut“) beſtanden haben. 


B Für die Berufsgruppen unter l. B. 


1. Inhaberinnen von Reifezeugniſſen einer ſtaatlich anerkannten neunſtufigen höheren 
Lehranſtalt, die 


a) eine wenigſtens zweijährige hauswirtſchaftliche oder gewerbliche Tätigkeit nach⸗ 
weiſen und, wenn möglich, die Prüfung als Haushaltpflegerin oder als Geſellin 
beſtanden haben, oder 

b) eine wenigſtens einjährige hauswirtſchaftliche oder gewerbliche Tätigkeit nach⸗ 
weiſen und eine Prüfung als Hauswirtſchafts⸗, Handarbeits-, Zeichen⸗, Turn⸗ 
oder Werklehrerin abgelegt haben. 

2. Techniſche Lehrerinnen (für Hauswirtſchaft und Handarbeiten), die 

a) eine wenigſtens einjährige haus wirtſchaftliche oder gewerbliche Tätigkeit nach⸗ 
weiſen und die Erſatzreifeprüfung beſtanden haben, oder 

p) eine wenigſtens zweijährige hauswirtſchaftliche oder gewerbliche Tätigkeit nach— 
weiſen und, wenn möglich, die Prüfung als Haushaltpflegerin oder als Geſellin 
beſtanden haben, oder 

c) eine wenigſtens einjährige hauswirtſchaftliche oder gewerbliche Tätigkeit nach- 
weiſen und die Prüfung als Zeichenlehrerin, Werklehrerin oder Turnlehrerin 
beſtanden haben. 


3. Volksſchullehrerinnen und wiſſenſchaftliche Lehrerinnen, Wohlfahrtspflegerinnen und 
Jugendleiterinnen, die 
a) der Vorſchrift unter 2a entſprechen oder 
b) der Vorſchrift unter 2b entſprechen oder 
e) eine wenigſtens einjährige hauswirtſchaftliche oder gewerbliche Tätigkeit nach⸗ 
weiſen und die Prüfung als Hauswirtſchafts⸗, Handarbeits⸗, Zeichen, Turn⸗ 
oder Werklehrerin abgelegt haben. 


4. Andere Perſonen, die eine der Reife einer neunklaſſigen höheren Lehranſtalt ent⸗ 
ſprechende Allgemeinbildung beſitzen und die Meiſterprüfung (in der Regel mit der Note 
„gut“) beſtanden haben. 


IT 
. 


Ul. Die geforderte praktiſche Tätigkeit iſt in der Regel vor dem Eintritt in den 
Lehrgang lehrlingsmäßig in einem Handwerk oder einem Fabrikbetriebe, bei der Berufs⸗ 
gruppe unter J. B 2 in einem Haus wirtſchaftsbetrieb abzuleiſten. Die für die Gewerbe⸗ 
lehrerinnen vorgeſehene praktiſche Tätigkeit kann bis zur Hälfte für eine Betätigung auf 
ſozialem Gebiet, insbeſondere in der Jugendpflege oder Jugendfürſorge verwandt werden. 
Über die Ausbildungszeit ſind monatlich Arbeitsberichte anzufertigen, aus denen zu erſehen 
ſein muß, welche Arbeiten ausgeführt und welche Stoffe, Werkzeuge, Maſchinen und 
Arbeitsverfahren dabei angewendet ſind. Die Arbeitsberichte ſind der Leitung des 
Seminars einzureichen. 

IV. Dem Aufnahmegeſuch find folgende Papiere beizufügen: 

1. die Geburtsurkunde, 

2. ein von dem Bewerber ſelbſt geſchriebener und unterſchriebener Lebenslauf, aus 
dem ſein Bildungsgang erſichtlich iſt, 
3. lückenloſe Führungszeugniſſe, 
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4. ein amtsärztliches Geſundheitszeugnis, 

5. ſelbſtgefertigte, mit Namensunterſchrift verſehene Zeichnungen aus einer der 
eingangs erwähnten Fachgruppen unter A, ſoweit darin nach Zeichnungen 
gearbeitet wird. (Bewerber, die das Zeugnis über die beſtandene Diplom⸗ 
prüfung an einer Techniſchen Hochſchule oder das Reifezeugnis einer ſtaatlich 
anerkannten Fachſchule mit wenigſtens zweijährigem Lehrgang und ſtaatlich 
dee Abſchlußprüfung beſitzen, ſind von der Einreichung von Zeichnungen 
efreit), 

6. Prüfungs⸗ und Studienzeugniſſe, 

7. Zeugniſſe, Arbeits berichte und Arbeitsverzeichniſſe über die Tätigkeit im gewerb⸗ 
lichen Leben. Letztere müſſen die amtlich beglaubigte Unterſchrift des ausbildenden 
Meiſters tragen. (Bewerber, die eine regelmäßige dreijährige Lehrzeit durch⸗ 
gemacht haben und das Zeugnis der beſtandenen Geſellenprüfung beibringen 
können, ſind von der Beibringung von Arbeitsberichten und Arbeitsverzeichniſſen 
befreit), I A | 

8. eine dom Bewerber ſelbſt ausgeſtellte Erklärung, aus der hervorgeht, daß er 
imſtande iſt, die Koſten der Ausbildung zu tragen. 


Die Bewerber (innen) haben die Zeugniſſe nicht in Urſchrift, ſondern in amtlich 


beglaubigter Abſchrift aktenmäßig geheftet einzureichen. > / 


V. Die Aufnahmeprüfung gliedert ſich in einen allgemeinen und einen fachlichen 
Teil. In jedem Teil wird ſchriftlich und mündlich geprüft. Außerdem kann eine Prüfung in 
den Fertigkeiten und Fähigkeiten, die für den Beruf des Gewerbelehrers oder der 
Gewerbelehrerin beſonders wichtig ſind, vorgenommen werden (Eignungsprüfung). 

Die Prüfung in den allgemeinen Fächern erſtreckt ſich auf Deutſch, Geſchichte, 
Erdkunde, Mathematik und Naturwiſſenſchaften. In Deutſch, Geſchichte und Erdkunde 
wird das Wiſſen und Können gefordert, das für die Reifeprüfung einer neunklaſſigen 
höheren Schule vorgeſchrieben iſt; dabei iſt auf Lebenserfahrung, Urteilsfähigkeit und 
Verſtändnis für geiſtige Werte mehr Gewicht zu legen als auf den Beſitz gedächtnismäßig 
eingelernten Prüfungsſtoffes. In Mathematik, Phyſik und Chemie wird das Wiſſen und 
Können gefordert, das durch den Beſuch einer ſtaatlich anerkannten gewerblichen Fachſchule 
mit mindeſtens zweijährigem Lehrgang erworben wird. 

Von der allgemeinen Prüfung ſind befreit: 

1. Inhaber (innen) von Reifezeugniſſen einer neunklaſſigen höheren Lehranſtalt, 

2. Inhaber (innen) von Erſatzreifezeugniſſen, 

3. Techniſche Lehrerinnen, 

4. Volksſchullehrer (innen) und wiſſenſchaftliche Lehrerinnen, die jedoch eine 
Prüfung in Phyſik und Chemie abzulegen haben. Die Bewerber für die Fach⸗ 
gruppen „Metall⸗ und Baugewerbe“ werden außerdem in angewandter Mathe⸗ 
matik geprüft. 


Die fachliche Prüfung erſtreckt ſich auf Fachkunde und Fachzeichnen des gewählten 
Gewerbezweiges, gegebenenfalls auch auf Kunſtgeſchichte. In Fachkunde und Fachzeichnen 
werden die Kenntniſſe verlangt, die in den beiden unterſten Klaſſen einer ſtaatlich anerkannten 
Fachſchule vermittelt werden. In Berufen, für die keine Fachſchulen beſtehen, ſind ent⸗ 
ſprechende Kenntniſſe nachzuweiſen. 

Von der fachlichen Prüfung ſind befreit, 

1. Diplom⸗Ingenieure, 

2. Inhaber von Reifezeugniſſen einer ſtaatlich anerkannten Fachſchule mit mindeſtens 
vierhalbjährigem Lehrgang, 

3. Techniſche Lehrerinnen. 


Die Volksſchullehrerinnen und wiſſenſchaftlichen Lehrerinnen, Wohlfahrtspflegerinnen 
und Jugendleiterinnen, die ſich für Berufsgruppe B 2 entſchieden haben, müſſen durch eine 
praktiſche Prüfung nachweiſen, daß ſie ausreichende Kenntniſſe im Kochen und in den 
Handarbeiten beſitzen, es ſei denn, daß fie die Prüfung als Hauswirtſchafts⸗ oder Hand⸗ 
arbeitslehrerin beſtanden haben. 
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Diplom⸗Ingenieure und Inhaber von Reifezeugniſſen einer Fachſchule, die zugleich das 
Reifezeugnis einer neunklaſſigen höheren Lehranſtalt oder das Zeugnis über eine Erſatz⸗ 
reifeprüfung befigen, ſowie Techniſche Lehrerinnen haben ſich in der Regel einer Eignungs⸗ 
prüfung zu unterziehen. h 

Das Beſtehen der Aufnahmeprüfung gewährt kein Anrecht auf die Aufnahme, da 
die Zahl der verfügbaren Plätze beſchränkt iſt. Die Reihenfolge der Einberufung richtet 
ſich nach dem Ausfall der Aufnahmeprüfung und der Art der Vorbildung. Bei ſonſt 
gleichliegenden Fällen genießen die Inhaber des Geſellenzeugniſſes den Vorzug. Wer die 
Aufnahmeprüfung beſtanden hat, aber zum Eintritt aus Platzmangel nicht zugelaſſen wird, 
kann die Anmeldung für einen ſpäteren Lehrgang wiederholen, in dieſem Falle kann eine 
Wiederholung der Aufnahmeprüfung gefordert werden. 

VI. Die Dauer der Ausbildung beträgt zurzeit vier Halbjahre. Diplom⸗Ingenieure, 
die die übrigen Bedingungen erfüllen, insbeſondere den Nachweis der geforderten gewerblichen 
Tätigkeit von mindeſtens 1 Jahr erbringen, werden nach zwei Halbjahren weiteren Studiums 
zur Prüfung zugelaſſen. Studierende der techniſchen Wiſſenſchaften, die die Diplom⸗Vor⸗ 
prüfung beflanden haben, müſſen an dem vollen Lehrgang teilnehmen. Über die Anrech⸗ 
nung anderer abgeſchloſſener Studien entſcheidet die Leitung des Staatlichen Gewerbelehrer⸗ 
ſeminars von Fall zu Fall. 

Das Alter der Aufzunehmenden ſoll das 35. Lebensjahr nicht überſchreiten. 
Ausnahmen bedürfen meiner Genehmigung. 

VII. Das Studiengeld beträgt 125 RM für das Halbjahr, außerdem wird beim Eintritt 
eine Aufnahmegebühr von 30 Rl und eine Verſicherungsgebühr gegen Unfallſchäden von 
3 R% im Halbjahr erhoben. Ferner kann für die Zwecke der Selbſtverwaltung der 
Studierenden ein Beitrag erhoben werden, deſſen Höhe meiner Genehmigung unterliegt. 
Für die benötigten Werkſtoffe bei den praktiſchen Ubungen haben die Teilnehmer (innen) ſelbſt 
aufzukommen. Das Studiengeld iſt für jedes Halbjahr innerhalb der erſten ſechs Wochen 
zu entrichten. Wirtſchaftlich ſchwachen würdigen Teilnehmern (innen) kann es vom zweiten 
Halbjahr an auf Antrag ganz oder teilweiſe erlaſſen werden, ſoweit die verfügbaren 
Mittel es zulaſſen. Hierbei genießen unter ſonſt gleichen Vorausſetzungen Kriegs⸗ 
beſchädigte, die ſich als Rentenempfänger ausweiſen, den Vorzug. Unterſtützungen können 
bei der gegenwärtigen Finanzlage des Staates nur ausnahmsweiſe gewährt werden. 

Ich erſuche Sie, dieſen Erlaß den in Betracht kommenden Gemeinden und Verbänden 
mitzuteilen. 

Über die Bezeichnung des Lehrganges bleibt beſondere Verfügung vorbehalten. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium — Abteilung III — 
Berlin⸗Lichterfelde. 


VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Das Preußiſche Berggeſetz in der gegenwärtig geltenden Faſſung mit Erläu⸗ 
terungen und den für den Bergbau wichtigſten Preußiſchen Landes- und Reichsgeſetzen, 
insbeſondere dem Reichsknappſchaftsgeſetze vom 1. Juli 1926. Von Dr.⸗Ing. e. h. M. Reuß, 
Wirkl. Geheimen Oberbergrat, Honorarprofeſſor an der Techniſchen Hochſchule Berlin. 
Vierte ergänzte Auflage. Carl Heymanns Verlag, Berlin. Preis geb. 7 Rf. 


„Der Schornſteinfeger als Fachzeichner“ von Dipl.-Ing. Schultzenſtein. 
X. Auflage. Verlag Zentral⸗Innungs⸗Verband der Schornſteinfegermeiſter des Deutſchen 
Reiches, Berlin. Preis 8,50 RI. 


Die Preußiſche Geſetzgebung über Beamtenruhegehalts- und Hinter 
bliebenenverſorgung, insbeſondere für Kommunalbeamte. Bon Ernſt Saſſ, 
Su der Stadtverwaltung Greifswald. Verlagsbuchhandlung Max Galle, Berlin. 
Preis 4 8 
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Im Verlage von A. Pichler's Ww. und Sohn, Buchhandlung für pädagogiſche 
Literatur und Lehrmittel⸗Anſtalt Wien V, Margareten-⸗Platz 2, erſcheint unter dem Geſamt⸗ 
titel „Deutſche Art — treu bewahrt“ eine Reihe von Volks- und Jugendſchriften, 
die den Zweck verfolgen, das Intereſſe für das Deutſchtum im Auslande namentlich in der 
Jugend zu vertiefen. 

Bisher erſchienen drei Bändchen: 

1. „Bei den deutſchen Brüdern in Großrumänien“ von Univerſitäts⸗ 
profeſſor Dr. Kaindl, Preis 2,25 DM, 

2. „Zwiſchen Drau und Adria“ von Mittelſchulprofeſſor Dr. Klein (2,80 RA), 

3. „Die Deutſchen in Süd⸗Slawien“, Verfaſſer wie zu 1, 2,50 N.. 


In Vorbereitung befinden ſich ein Bändchen über Süd⸗Tirol unter dem Titel 
„Zwiſchen Brenner und der Berner Klauſe“ von Dr. Rohmeder, München, und zwei 
Bändchen über das Sudetendeutſchtum in der Tſchechoſlowakei vom Fachlehrer Lehnert, 
Troppau. 

Bei Sammelbeſtellungen von mehr als 50 Stück gewöhrt der Verlag einen Preis⸗ 
nachlaß von 25 v. H., bei mehr als 100, 300 und 400 Stück einen Nachlaß von 50, 55 
und 60 v. H. Die Werke werden zur Beſchaffung empfohlen. 


Empfehlenswerte Jugendſchriften. Die Vereinigten Deutſchen Prüfungs— 
ausſchüſſe für Jugendſchriften, eine Arbeitsgemeinſchaft von faſt 200 Prüfungsausſchüſſen 
im Deutſchen Lehrerverein, hat wie alljährlich ihr „Verzeichnis empfehlenswerter 
Jugendſchriften“ im Verlag des Nordweſtdeutſchen Dürerhauſes G. m. b. H., Bremen, 
Balgebrückſtr. 14, herausgegeben. Das Verzeichnis gibt eine Überſicht über das geſamte 
Gebiet des deutſchen Jugendſchrifttums und iſt bis auf die Gegenwart fortgeführt. Es 
hat den Zweck, durch die weiteſte Verbreitung guten Schrifttums die immer noch zunehmende 
Schund⸗ und Schmutzliteratur zu verdrängen. Der Grundpreis des Verzeichniſſes iſt 15 Pf. 
Bei größeren Bezügen Preisnachlaß. Die Beſtellungen ſind (wegen des bevorſtehenden 
Weihnachtsfeſtes baldmöglichſt) an den Verlag des Nordweſtdeutſchen Dürerhauſes zu richten. 


Von dem ſoeben erſchienenen 7. Ver waltungsbericht des Landesgewerbeamts 
iſt ein Sonderabdruck des Abſchnittes über die Fach⸗ und Berufsſchulen für die weibliche 
Jugend hergeſtellt worden, der zum Preiſe von 30 Pf. zuzüglich der Portokoſten von der 
Kanzlei des Miniſteriums für Handel und Gewerbe zu beziehen iſt. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin WE. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Berlin WB. 


